
Die Geschichte der Industrialisierung in Bielefeld: Arbeits- und 

Lebensbedingungen  

 

Q4: Regulativ
1
 über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken, 1839 

 

§ 1. Vor zurückgelegtem neuntem Lebensjahre darf niemand in einer Fabrik oder bei Berg-, Hütten- 

und Pochwerken zu einer regelmäßigen Beschäftigung angenommen werden. 

 

§ 2. Wer noch nicht einen dreijährigen regelmäßigen Schulunterricht genossen hat, oder durch ein 

Zeugnis des Schulvorstandes nachweist, daß er seine Muttersprache geläufig lesen kann und einen 

Anfang im Schreiben gemacht hat, darf vor zurückgelegtem sechzehnten Jahre zu einer solchen 

Beschäftigung in den genannten Anstalten nicht angenommen werden. 

Eine Ausnahme hiervon ist nur da gestattet, wo die Fabrikherren durch Errichtung und Unterhaltung 

von Fabrikschulen den Unterricht der jungen Arbeiter sichern. Die Beurteilung, ob eine solche 

Schule genüge, gebührt den Regierungen, welche in diesem Falle auch das Verhältnis zwischen 

Lern- und Arbeitszeit zu bestimmen haben. 

 

§ 3. Junge Leute, welche das sechzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, dürfen in 

diesen Anstalten nicht über zehn Stunden täglich beschäftigt werden. 

Die Orts-Polizei-Behörde ist befugt, eine vorübergehende Verlängerung dieser Arbeitszeit zu 

gestatten, wenn durch Naturereignisse oder Unglücksfälle der regelmäßige Geschäftsbetrieb in den 

genannten Anstalten unterbrochen und ein vermehrtes Arbeitsbedürfnis dadurch herbeigeführt 

worden ist. 

Die Verlängerung darf täglich nur eine Stunde betragen und darf höchstens für die Dauer von vier 

Wochen gestattet werden. 

 

§ 4. Zwischen den im vorigen Paragraphen bestimmten Arbeitsstunden ist den genannten Arbeitern 

Vor- und Nachmittags eine Muße von einer Viertelstunde und Mittags eine ganze Freistunde und 

zwar jedesmal auch Bewegung an freier Luft zu gewähren. 

 

§ 5. Die Beschäftigung solcher jungen Leute vor 5 Uhr Morgens und nach 9 Uhr Abends, so wie an 

den Sonn- und Feiertagen ist gänzlich untersagt. […] 

 

§ 9. Durch vorstehende Verordnung werden die gesetzlichen Bestimmungen über die Verpflichtung 

zum Schulbesuch nicht geändert. Jedoch werden die Regierungen da, wo die Verhältnisse die 

Beschäftigung schulpflichtiger Kinder in den Fabriken nötig machen, solche Einrichtungen treffen, 

daß die Wahl der Unterrichtsstunden den Betrieb derselben so wenig als möglich störe. 

 

Berlin, den 9. März 1839. 

 

Königliches Staats-Ministerium.  

Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 

Frh. v. Altenstein; v. Kampz; Mühler; v. Kochow; v. Nagler; Graf v. 

Alvensleben; Frh. v. Werther; v. Rauch. 

 

Quelle: Saadi-Varchmin, Kinderarbeit ist verboten!, Gelnhausen 1984, S. 71.  

                                                 

1 Durch eine Ergänzung dieses Regulativs (= Gesetz) wurde 1853 für Kinder unter 12 Jahren die Arbeit in Fabriken 

verboten; Kinder ab 12 Jahren durften täglich nur noch 6 Stunden arbeiten. 



                                                          

 


